VRR

offentlich
Beschlussvorlage
Betreff
SozialTicket
Organisation Bereich/Periode/Jahr/Lfd. Nr./Nachtrag Datum Ifd. Nr. BPL
AOR M/VIII/2012/0356/1 14.09.2012 7

Beratungsfolge Zustandigkeit _Sitzungstermin Ergebnis
Unternehmensbeirat der VRR A6R Empfehlung 17.09.2012 ]
Ausschuss fur Tarif und Marketing der VRR Empfehlung 21.09.2012 ]
AG6R

Verwaltungsrat der VRR AGR Entscheidung 27.09.2012 ]

Beschlussvorschlaq:

Auf Basis der gutachterlichen Ergebnisse empfiehlt der Vorstand dem Verwaltungsrat folgen-

den Beschluss:

e Grundséatzlich darf es durch die Ubernahme des SozialTickets in das Regelsortiment nicht
zu einer Mehrbelastung der Aufgabentrager, der Verkehrsunternehmen und der Kunden

des weiteren Ticketsortiments kommen.

e Das SozialTicket wird ab dem 01.01.2013 im gesamten VRR in den Regeltarif Gbernom-

men.

e Der Geltungsbereich des SozialTickets wird in den Kreisen auf kreisweite Gultigkeit aus-

geweitet.

e Fur das Jahr 2013 wird der Preis in Hohe von 29,90 € beibehalten. Dies gilt fur die kreis-
freien Stadte und die Kreise. In den Folgejahren nimmt das SozialTicket in Abhangigkeit

von den zur Verfigung stehenden Landesmitteln an der jahrlichen Preisanpassung teil.

e Bei nicht auskdmmlicher Landesforderung wird der Preis des SozialTickets zeitnah - auch
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unterjahrig — entsprechend nach oben angepasst.

Mit Wegfall der Landesforderung entfallt nach Ablauf des Folgemonats ab Kenntnis durch
die VRR AOR das SozialTicket. Hierzu bedarf es keines gesonderten Beschlusses des

Verwaltungsrates der VRR A6R.
Auch die Papiervariante erhalt die Bezeichnung ,Mein Ticket".

Die ,Richtlinie der Verkehrsverbund Rhein-Ruhr A6R Uber die Festsetzung der Tarife des
SozialTickets im Gemeinschaftstarif fir den Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR) als
Hochsttarif“ (Anlage 1) wird fur den Geltungsbereich der Anlage 1 der Soz-RL beschlos-
sen. Eine Erweiterung des Geltungsbereichs auf das Gebiet der Kreise Kleve und Wesel
ist ohne Beschluss durch den Verwaltungsrat der VRR A3R mdglich, soweit die Aufgaben-

trager Kreis Kleve und Kreis Wesel die Aufgabe auf die VRR AR Ubertragen.

Zur Ermittlung der Mindererldse durch die Erweiterung des Geltungsbereichs in den Krei-
sen auf kreisweite Gultigkeit ist im Jahr 2013 eine Marktforschung durchzufuhren. Deren
Ergebnisse flieRen in die Ermittlung des Ausgleichs gem. der ,Richtlinie der Verkehrsver-
bund Rhein-Ruhr AGR Uber die Festsetzung der Tarife des SozialTickets im Gemein-
schaftstarif flir den Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR) als Hochsttarif ein.

Die Landesmittel sind im VRR gesamthaft einzusetzen (Poolung), d. h., es wird keine ge-

bietskodrperschaftsscharfe Betrachtung angestellt (Vermeidung von Uber- / Unterdeckung).

Die bisher im Pilotprojekt praktizierte Berechtigungsprifung — Ausgabe der Karten durch

Amter und Verwaltungen — wird beibehalten.

Im Rahmen eines Controllings zur Uberpriifung der Auskémmlichkeit der Landesmittel soll
die VRR AGR regelmaliig analog den Regelungen der Ziffer 2.2.1 der Anlage 2 der Soz-
RL (Soz-RL als Anlage 1 angefligt) einen Ausblick Uber den Finanzstatus des Sozialti-

ckets abgeben.

Begriindung/Sachstandsbericht:

1. Ergebnisse der Marktforschung

Im Rahmen der Marktforschung wurde fir das Pilotprojekt ein verbundweites Defizit je Sozi-

alTicket und Monat in Hohe von 12,76 € ermittelt. Verteilt auf die verschiedenen Cluster der

Gebietskdrperschaften werden nachfolgende Werte festgesetzt:
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e Kreisfreie Stadte > 325.000 Einwohner' 13,29 €
e Kreisfreie Stadte < 325.000 Einwohner 12,39 €
e Kreise 10,64 €

Fir das Pilotprojekt werden demnach tarifliche Mindererldse von ca. 1 Mio. € (2011) und 7,2
Mio. € (2012) ausgewiesen. Diese Mindererldse sind ausreichend durch die Gegenfinanzie-
rung mit Landesmitteln abgedeckt, so dass die teilnehmenden Gebietskérperschaften im

VRR durch das SozialTicket nicht zusatzlich belastet werden.

2. Defizitabschatzung fiir ein SozialTicket im Regeltarif
Basierend auf den Erkenntnissen aus der Evaluation wurde eine Abschatzung der Kosten
eines verbundweiten Angebots im Regeltarif abgeleitet. Zudem wurde eine Modifikation des

Angebots im Sinne der Landesvorgaben — kreisweite Gliltigkeit — bertcksichtigt.

In der Kalkulation wurden nachstehend benannte Parameter berlcksichtigt:

e VergroRerung des Kreises der Anspruchsberechtigten durch Integration der nicht am Pi-

lotprojekt teilnehmenden Gebietskdrperschaften
e Auswirkungen der kreisweiten Gultigkeit
e Verbesserte Information

e Aussetzung der Preisanpassung fur das SozialTicket fur 2013

VergroRerung des Kreises der Anspruchsberechtigten durch Integration der nicht am Pilot-

projekt teilnehmenden Gebietskorperschaften

Die Aufnahme des SozialTickets in den Regeltarif fihrt automatisch dazu, dass auch in den
bisher nicht am Pilotprojekt teilnehmenden Gebietskdrperschaften — Dortmund, Hagen, Kre-
feld, Remscheid und Wuppertal, die Kreisstadt Viersen und mehrere kreisangehérige Stadte
des Kreises Mettmann — zukilnftig alle Personen des Berechtigtenkreises ein SozialTicket
kaufen kénnen. Dadurch vergréRert sich der VRR-weite Kreis der Anspruchsberechtigten auf
ca. 1.145.000 Personen. Hierdurch wird eine Steigerung des Absatzes von aktuell ca. 47.000
Tickets auf ca. 69.000 Tickets erwartet. Einhergehend mit dieser Absatzanderung wird ein

zusatzliches Defizit in Hohe von ca. 3,4 Mio. € erwartet.

' Die urspringliche Cluster-Grenze aus dem Piloten wurde in Abstimmung mit dem Marktforschungs-
institut und dem Wirtschaftsprifer von 350.000 EW auf 325.000 EW angepasst, um der neuen Situati-
on im Regeltarif Rechnung zu tragen. Die Zuordnung der ,Pilot-Stadte” bleibt hiervon unberthrt.
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Auswirkungen der kreisweiten Gultigkeit

Zur Sicherstellung der Komplementarmittel des Landes wird die Landesvorgabe der kreiswei-
ten Gultigkeit umgesetzt. Mit dieser tariflichen Veranderung erschlie®t sich innerhalb der
Kreise ein neuer Kundenkreis, der das bisher nur innerhalb der Preisstufe A glltige SozialTi-
cket wegen weitergehender verkehrlicher Bedirfnisse bisher nicht nutzen konnte. Der zu-
satzliche Absatz wird in einer Bandbreite zwischen 2300 und 4000 Tickets / Monat geschatzt.
Mit den nunmehr eintretenden Verlagerungen aus hoheren Preisstufen ist zudem ein grofie-
res Defizit / Ticket verbunden. Insgesamt wird fur die kreisweite Glltigkeit ein zusatzliches
Defizit in Hohe von 1,22 Mio. € bis 1,95 Mio. € erwartet.

Zur Ermittlung der Mindererlése durch die Erweiterung des Geltungsbereichs in den Kreisen

auf kreisweite Gliltigkeit ist eine Marktforschung durchzufiihren.

Verbesserte Information

Eine Erkenntnis aus der Marktforschung zum Pilotprojekt war, dass ein Teil der Anspruchs-
berechtigten keinerlei Kenntnisse Uber das SozialTicket besal’. Mit einer verbesserten Infor-
mationspolitik, wie auch mit zunehmender ,Mund-zu-Mund-Propaganda®, lassen sich zusatz-
liche Potenziale erschlieRen. Es wird erwartet, dass aus dem Kreis der Uninformierten in
2013 noch ca. 7800 Personen fur das SozialTicket gewonnen werden kénnen. Einhergehend

damit sind weitere Einnahmenminderungen in Hohe von 1,19 Mio. € zu erwarten.

Aussetzung der Preisanpassung flir das SozialTicket fiir 2013

Im Regeltarif wurde fur das Jahr 2013 eine Preiserh6hung in Hohe von 3,9% beschlossen.
Ohne das SozialTicket wirden Kunden andere Tickets des Regeltarifs nutzen, bei denen
Umsatzsteigerungen durch die Tarifanpassung realisiert worden waren. Hierfur wurde ein

Bedarf in Hohe von 1,6 Mio. € errechnet.

Die mit der Einfuhrung des SozialTickets verbundene Preissenkung - im Vergleich zum sons-
tigen Sortiment (Ticket1000, Ticket2000, EinzelTickets, ...) - wird die umsatzsteigernde Wir-

kung zukunftiger Preisanpassungen etwas mindern.

Insgesamt wird mit der Ubernahme des SozialTickets in den Regeltarif in 2013 mit ei-

nem Finanzbedarf in Hohe von ca. 14,6 Mio. € - 15,4 Mio. € gerechnet.

Zur Finanzierung dieses Finanzbedarfes werden in 2013 ca. 15 Mio. € aus dem Lan-
deshaushalt erwartet. Zusatzlich stehen noch die aus 2012 iibertragbaren Mittel zur

Verfiigung. Beide Landeshaushalte sind noch nicht verabschiedet.
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3. Einbeziehung der Kreise Kleve und Wesel

Einen Monat nach dem Start des Pilotprojekts im VRR haben die Kreise Kleve und Wesel im
Dezember 2012 das SozialTicket mit allen tarifichen Merkmalen eingefuhrt. Analog zur
Nachfrage in den Kreisen im VRR war auch in diesen Kreisen die Nachfrage vergleichsweise
schwach.

Mit der Ubernahme des SozialTickets in das Regelangebot wird in den in Kiirze stattfinden-
den Sitzungen der Kreisausschusse und Kreistage dieser Kreise Uber die Anwendung der
allgemeinen Vorschrift und der Finanzierung entschieden.

Mit Hinweis auf die noch ausstehenden Entscheidungen haben die Kreise formlos und frist-
wahrend bei der Bezirksregierung Dusseldorf Landesmittel flr das Jahr 2013 beantragt.

Auf der Verwaltungsebene erfolgen zurzeit Abstimmungen Uber das weitere Vorgehen. Der
VRR bietet den Kreisen Kleve und Wesel an, den VRR mit der offiziellen formalen Beantra-
gung der Landesmittel, wie auch mit der spateren Zuteilung der Mittel an die Verkehrsunter-
nehmen zu betreuen. Letzteres wirde dazu flihren, dass in der allgemeinen Vorschrift (Anla-

ge 1) der Geltungsbereich um beide Kreise erweitert wiirde.

4. Ausstellen der Berechtigungsausweise

Im Pilotprojekt erfolgte die Berechtigungsprifung durch die zustandigen kommunalen Amter
und JobCenter der Bundesagentur fur Arbeit. Bei Vorliegen eines Anspruchs auf ein Sozial-
Ticket wurden von diesen Amtern Tragerkarten ausgestellt. In Gesprachen mit verschiede-
nen Stellen konnte festgestellt werden, dass dieser Verwaltungsvorgang keinen nennenswer-
ten zusatzlichen Aufwand verursacht hat.

Hinsichtlich der Ubernahme des SozialTickets in den Regeltarif wird angestrebt, das bewahr-
te Verfahren auch in der Zukunft weiter anzuwenden. Hierzu werden in Kirze Abstimmungen

vorgenommen:

¢ Mit den bisher teilnehmenden Verwaltungen Uber die Fortsetzung des bewahrten Verfah-

rens

e Mit den Verwaltungen der neu hinzukommenden Gebietskdrperschaften Uber die Aufnah-

me und Durchfiihrung dieser Ablaufe.

5. Anpassung der ,Richtlinie der Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AGR liber die Festset-
zung der Tarife fiir Sozialtickets im Gemeinschaftstarif fiir den Verkehrsverbund
Rhein-Ruhr (VRR) als Hochsttarif*

Gem. § 5 (2) Nr. 5 ZVS und den entsprechenden ortlichen Beschlissen zur Aufgabenlber-

tragung obliegt die Aufgabe Allgemeine Vorschriften im Sinne von Art. 2 Buchstabe ) VO
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(EG) Nr. 1370/2007 (insbesondere gemaf Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 zur Festset-
zung von Hdochsttarifen fur alle Fahrgaste oder bestimmte Gruppen von Fahrgasten) zu er-
lassen, der VRR AGR. So hat die VRR AGR fur die Pilotphase eine Allgemeine Vorschrift fur

das SozialTicket erstellt, die von den Gremien beschlossen wurde.

Diese derzeitige ,Richtlinie der Verkehrsverbund Rhein-Ruhr A6R Uber die Festsetzung der
Tarife flr Sozialtickets im Gemeinschaftstarif fir den Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR) als
Hoéchsttarif“ (im Weiteren: Soz-RL) ist befristet auf die Laufzeit des Pilotprojektes, d. h. sie ist
befristet bis zum 31.12.2012.

Damit die zukinftig zur Verfugung stehenden Landesmittel fir das SozialTicket auch bei ei-
ner Uberfiihrung des SozialTickets in den Regeltarif beihilfe- und zuwendungskonform aus-
gezahlt werden kénnen, wurde die Soz-RL angepasst und entfristet. Die vorgenommenen
Anderungen gegeniiber der fir den Pilotzeitraum glltigen Fassung der Soz-RL sind in der

Anlage 2 zu diesem Beschluss zusammengefasst.

Da diese aktualisierte Allgemeine Vorschrift ausschliellich Regelungen zur Verausgabung
der Landesmittel enthalt, belastet sie die Haushalte der Aufgabentrager nicht. Daher kann
eine Beschlussfassung vor Ort Uber die Finanzierung des SozialTickets aus Sicht der VRR

AOR entfallen.

Anlagen

Seite 6 von 6



	Zuständig
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

